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Vorwort 

Jahrzehntelang bestimmten grundsätzliche Vorbehalte und eine daraus resul-
tierende Reserviertheit das Verhältnis der Rechtswissenschaft zu Verträgen im 
Verwaltungsrecht. Indessen stellt der „Verwaltungsvertrag" heute ganz allge-
mein ein praktisch bedeutsames Mittel der eigenverantwortlichen Rechtsge-
staltung durch die Verhandlungs- und Vertragspartner auf staatlicher und pri-
vater Seite dar; und optimistische Stimmen prognostizieren ihm „schönste Aus-
sichten für seine weitere Entwicklung" (Walter Krebs). Allen vertragsfreundli-
chen Tendenzen zum Trotz ist jedoch nach wie vor ein Rückstand der wissen-
schaftlichen Aufarbeitung des Verwaltungsvertragsrechts nicht zu verkennen. 
Hier stellt sich namentlich die Aufgabe, vertragliche Rechtsverhältnisse als Er-
eignisse „in der Zeit" zu begreifen und die einzelnen Abschnitte einer solchen 
prozedural sich vollziehenden Rechtskonkretisierung in den Blick zu nehmen. 
Die vorliegende Untersuchung möchte hierzu einen Beitrag leisten. 

Die Arbeit wurde im Wintersemester 1995/96 abgeschlossen und im Sommer-
semester 1996 von der Juristischen Fakultät der Technischen Universität Dresden 
als Dissertation angenommen. Sie wurde betreut von Herrn Prof. Dr. Hartmut 
Bauer, dem mein besonderer Dank dafür gilt, daß er - ungeachtet aller sonstigen 
Belastungen, insbesondere durch seine Mitwirkung am Aufbau der Dresdner Fa-
kultät - das Vorhaben von den ersten Anfängen an in jeder Hinsicht gefordert  und 
den Verfasser  stets durch Gesprächsbereitschaft,  Ermunterung und wohlwollende 
Kritik unterstützt hat. Gedankt sei ferner  Herrn Prof. Dr. Martin Schulte sowie 
Herrn Prof. Dr. Rolf Gröschner für die Übernahme der Zweit- und Drittbegut-
achtung und schließlich, aber nicht zuletzt meinen Eltern und meiner Frau für 
Unterstützung in mannigfacher Form. 

Stuttgart, im August 1996 Robert  Keller 
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Erstes  Kapitel 

Vorvertragliche Schuldverhältnisse als Problem 
des Verwaltungsrechts 

§ 1 Vorvertragliche Schuldverhältnisse als Forschungsgegenstand 

I. Die Vernachlässigung vorvertraglicher Schuldverhältnisse 
in der verwaltungsrechtlichen Dogmatik 

/.  Der  gegenwärtige  Befund 

„Vorvertragliche Schuldverhältnisse im Verwaltungsrecht" - dieses Thema 
einer juristischen Arbeit erweckt zunächst den Anschein, als werde eine genuin 
privatrechtliche1 Fragestellung dem öffentlichen Recht aufgepfropft.  Denn an-
ders als im Privatrecht sind vorvertragliche Schuldverhältnisse, die nach dem 
fest eingebürgerten juristischen Sprachgebrauch meist unter dem Stichwort 
„culpa in contrahendo" behandelt werden, im Verwaltungsrecht ein vernachläs-
sigtes Thema. Während dort derartige Rechtsverhältnisse seit langem Gegen-
stand wissenschaftlichen2 Arbeitens sind3, dabei auch in der Kommentar4- und 

1 „Privatrecht" wird hier als umfassender Begriff  verwendet, der die im BGB kodifizierten 
sowie die sonstigen als bürgerlich- oder zivilrechtlich bezeichneten Rechtssätze umfaßt und zu-
gleich den Gegensatz zum öffentlichen Recht am deutlichsten zum Ausdruck bringt; so auch die 
Terminologie bei Dirk  Ehlers,  Verwaltung in Privatrechtsform,  1984, S. 4; Detlef  Schmidt,  Die 
Unterscheidung von privatem und öffentlichem Recht, 1985, S. 82 f. 

2 Die Entwicklung und Ausdifferenzierung  dieser Rechtsverhältnisse ist in erster Linie ein 
Verdienst von Wissenschaft und Rechtsprechung: Zwar finden sich erste Ansätze bereits im All-
gemeinen Landrecht für die Preußischen Staaten (ALR) von 1794 (I 5 § 284); der Ruhm eines 
„Entdeckers" der culpa in contrahendo gebührt jedoch Rudolf  v. Jhering,  der den Grundstein für 
den Aufbau eines Systems vorvertraglicher Haftung in seiner Abhandlung: Culpa in contrahendo 
oder Schadensersatz bei nichtigen oder nicht zur Perfection gelangten Verträgen, JherJahrb 4 
(1861), S. 1 ff,  legte. Der Gesetzgeber hingegen hat stets Zurückhaltung gezeigt und das Rechts-
institut bis zum heutigen Tage zwar ausdrücklich gebilligt (§ 11 Nr. 7 AGBG), jedoch nur frag-
mentarisch geregelt. Zur Entwicklungsgeschichte allgemein Eugen  v. Lackum,  Verschmelzung 
und Neuordnung von „culpa in contrahendo" und „positiver Vertragsverletzung", 1970, S. 63 ff; 
Dieter  Medicus,  Zur Entdeckungsgeschichte der culpa in contrahendo, in: Hans-Peter Benöhr u. a. 
(Hrsg.), Iuris Professio, Festgabe für Max Käser zum 80. Geburtstag, 1986, S. 169 ff. 

2 Keller 
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Lehrbuchliteratur5 breiten Raum einnehmen und das schon vor geraumer Zeit 
ausgesprochene Urteil von Karl Larenz, daß „das Thema der Haftung für culpa 
in contrahendo ... noch längst nicht ausgeschöpft"6 sei, nach wie vor Geltung 
beanspruchen kann7, kommt vorvertraglichen Schuldverhältnissen im verwal-

3 Die Diskussion begann bald nach dem Inkrafttreten des BGB am 1.1.1900. An dieser Stelle 
seien nur einige der Arbeiten genannt, in denen über die Tagesaktualität hinausweisende Erkenntnisse 
gewonnen wurden, so etwa diejenigen von Franz  Leonhard,  Verschulden beim Vertragsschlusse, 
1910; Heinrich  Stoll,  Haftung für das Verhalten während der Vertragsverhandlungen, LZ 1923, 
Sp. 532 ff.;  ders., Die Lehre von den Leistungsstörungen, 1936, S. 25 ff.;  Walter  Erman,  Beiträge zur 
Haftung für das Verhalten bei Vertragsverhandlungen, AcP 139 (1934), S. 273 ff.;  Hans Dölle,  Au-
ßergesetzliche Schuldpflichten, ZgesStW 103 (1943), S. 67 ff.;  Kurt  Ballerstedt,  Zur Haftung für cul-
pa in contrahendo bei Geschäftsabschluß durch Stellvertreter, AcP 151 (1950/1951), S. 501 ff.;  Ru-
dolfNirk,  Rechtsvergleichendes zur Haftung für culpa in contrahendo, RabelsZ 1953, S. 310 ff.;  ders., 
Culpa in contrahendo-eine richterliche Rechtsfortbildung - in der Rechtsprechung des Bundesge-
richtshofes, in: Wolfgang Hefermehl/Hans Carl Nipperdey (Hrsg.), Festschrift für Philipp Möhring 
zum 65. Geburtstag, 1965, S. 385 ff;  ders., Culpa in contrahendo - eine geglückte richterliche Rechts-
fortbildung - quo vadis?, in: Wolfgang Hefermehl/Rudolf  Nirk/Harry Westermann (Hrsg.), Fest-
schrift für Philipp Möhring zum 75. Geburtstag, 1975, S. 71 ff;  Karl  Larenz,  Culpa in contrahendo, 
Verkehrssicherungspflicht  und „sozialer Kontakt", MDR 1954, S. 515 ff;  Claus-Wilhelm  Cana-
ris,  Ansprüche wegen „positiver Vertragsverletzung" und „Schutzwirkung für Dritte" bei nichti-
gen Verträgen - Zugleich ein Beitrag zur Vereinheitlichung der Regeln über die Schutzpflichtver-
letzungen, JZ 1965, S. 475 ff;  GerhardFrotz,  Die rechtsdogmatische Einordnung der Haftung für 
culpa in contrahendo, in: Christoph Faistenberger/Heinrich Mayrhofer  (Hrsg.), Privatrechtliche 
Beiträge, Gedenkschrift Franz Gschnitzer, 1969, S. 163 ff. 

4 Richard  Alff,  in: Das Bürgerliche Gesetzbuch, Kommentar, herausgegeben von Mitgliedern 
des Bundesgerichtshofes (RGRK), Band II, 1. Teil, 12. Aufl. (Stand der Bearbeitung: Dezember 
1974), §276 Rdnr. 96 ff;  Robert Battes,  in: Erman, Handkommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch, 
9. Aufl., 1993, § 276 Rdnr. 1 lOff;  Volker  Emmerich,  in: Kurt Rebmann/Franz Jürgen Säcker (Hrsg.), 
Münchener Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch, Band 2,3. Aufl., 1994, vor § 275 Rdnr. 48 ff; 
Helmut  Heinrichs,  in: Palandt, Bürgerliches Gesetzbuch, 55. Aufl., 1996, § 276 Rdnr. 65 ff.  ; Manfred 
Löwisch,  in: Julius v. Staudingers Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch, 13. Bearbeitung 
(Stand: Januar 1995), Vorbemerkungen zu §§ 275 ff.  Rdnr. 52 ff;  Max  Vollkommer,  in: Othmar Jauer-
nig (Hrsg.), Bürgerliches Gesetzbuch, 7. Aufl., 1994, Anm. VI; Herbert Wiedemann , in: Kohlham-
mer-Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch, begründet von Hs.Th. Soergel, Band 2, 12. Aufl., 
1990, vor § 275 Rdnr. 101 ff.  Insbesondere die Erläuterungen von Emmerich  und Wiedemann  ha-
ben nach Umfang und wissenschaftlichem Anspruch monographischen Charakter. 

5 Josef  Esser/Eike  Schmidt,  Schuldrecht, Band I, Teilband 2, 7. Aufl., 1993, S. 134 ff;  Wolf-
gang Fikentscher,  Schuldrecht, 8. Aufl., 1992, S. 66 ff.  (Rdnr. 69 ff);  Karl  Larenz,  Lehrbuch des 
Schuldrechts, Band I, Allgemeiner Teil, 14. Aufl., 1987, S. 104 ff;  Dieter  Medicus,  Schuldrecht I, 
Allgemeiner Teil, 8. Aufl., 1995, S. 55 ff  (Rdnr. 103 ff). 
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